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      I. Teil 

Der soziologische Aspekt der Politik

    

    
    1. Kapitel 

Fachliche Abgrenzung der soziologischen Perspektive

    Wer sich in der Fachperspektive der Soziologie dem Bereich des politischen Handelns nähert, stößt nicht auf ein unbeackertes Feld. Einerseits weiß der politisch Handelnde in gewissem Sinne immer schon selbst, was er will und unter welchen Umständen er handelt. Außerdem hat das politische Geschehen seit langem zu wissenschaftlicher Besinnung und Kritik angeregt. Es gibt politische Wissenschaft in vielerlei Gestalt. Die Bedeutung des Metiers bringt es zudem mit sich, daß politisches Wissen in hohen Graden bereits überlegtes, diskutiertes, verallgemeinertes Wissen ist und nicht nur auf der Kenntnis der konkreten Partner und Umstände beruht. Bevor der Soziologe dieses Feld betritt, wird er daher seine Forschungsausrüstung mustern und überlegen müssen, was ihn befähigt, mehr Wissen oder besonderes Wissen oder gar besseres Wissen zu ernten, vor allem aber: was ihn von der Politikwissenschaft unterscheidet. Welches ist der spezifisch soziologische Aspekt der Politik?

    Die gegenwärtige Diskussion dieser Frage bietet außer der faktischen Feststellung eines unklaren Ineinanderübergehens von Politikwissenschaft und politischer Soziologie wenig Belehrendes.[1] Die Grenzen beider Disziplinen scheinen zu verschwimmen. Weder die gegenständlichen Interessen noch die Methoden, noch die Ansätze zur Theoriebildung unterscheiden sich deutlich, wenngleich man der Politikwissenschaft die größere Breite der Interessenentfaltung zugestehen kann. Man könnte versucht sein, die »Schuld« dafür bei der politischen Wissenschaft zu suchen, deren unbestimmtes, kontroversenreiches Selbstverständnis keine klare Grenzziehung erlaubt. Daran ist jedenfalls eines richtig: daß es nicht der politischen Soziologie obliegt, die theoretische Position, den Gegenstand und die Grenzen der Politikwissenschaft zu definieren und damit die Abgrenzungsfrage allein zu entscheiden.[2] Andererseits sollte nicht verkannt werden, daß auch die Soziologie ihren Teil Verantwortung für die gegenwärtige Konfusion übernehmen und abarbeiten muß. Soziologie ist eine spätgekommene und daher expansive, in andere Disziplinen übergreifende Wissenschaft. Wo immer sie auf schon konstituierte Wissensbereiche stößt, die sich ebenfalls mit menschlichem Handeln befassen, ergeben sich Abgrenzungsschwierigkeiten. Die Rechtssoziologie hat ihre wichtigsten Beiträge gerade als soziologische Grundlagentheorie der Rechtswissenschaft erbracht.[3] Die Organisationssoziologie steht in einem recht problematischen Verhältnis zur klassischen Organisations- und Betriebswirtschaftslehre[4] – eine Begegnung, aus der sich eine interdisziplinäre Organisationswissenschaft zu entwickeln scheint.[5] Ähnliches gilt für die Verwaltungssoziologie und Verwaltungswissenschaft.[6] Die Sprachsoziologie weist zumindest mit der behavioristischen Sprachwissenschaft starke Überschneidungen auf.[7] Und die Grenzzone zwischen Soziologie und Psychologie ist so breit und so stark bevölkert, daß sie den Status eines autonomen Gebietes beansprucht: Sozialpsychologie. Es wird demnach nicht allein an der Undiszipliniertheit des Partners liegen, wenn die politische Soziologie nicht in der Lage ist, sich mit der Politikwissenschaft über ein Schema der Arbeitsteilung zu verständigen. Vielmehr sollte der Soziologe in erster Linie zu erkennen suchen, welche Intentionen, Engagements und Erkenntnismittel seines eigenen Fachs in den zahlreichen Grenzkonflikten ans Licht kommen; und besonders im Verhältnis zur Politikwissenschaft käme es dann nicht so sehr darauf an, die bestehende Konfusion durch den einen oder anderen Abgrenzungsvorschlag zu beheben, als vielmehr: aus ihr die richtigen Schlüsse zu ziehen.

    Die Grenzkonflikte sind nur Teil einer sehr viel allgemeineren Problematik, der sich die Soziologie gegenübersieht. Als eine Wissenschaft, die sich mit menschlichem Erleben und Handeln befaßt, muß sie alltäglich konstituierten Sinn, also Wissen, immer schon voraussetzen.[8] Auch wenn sie aus dem »Verstehen« keine zuverlässige Methodologie zu entwickeln vermag, muß sie ihren Gegenstand zunächst einmal durch Verstehen von intendiertem Sinn gewinnen. Insofern kann man sagen, daß Soziologie ihrem Wesen nach stets aufklärende Kritik von konstituiertem Wissen ist – freilich Aufklärung und Kritik in einem ganz bestimmten, neuartigen Stil. Dieser Stil soziologischer Aufklärung ist es, der die Eigenart soziologischer Forschung im Verhältnis zur Wirklichkeit, also auch zur politischen Wirklichkeit, und im Verhältnis zu anderen Wissenschaften auszeichnet.

    Bis zum Ende des 18. Jahrhunderts hatten die Handlungswissenschaften, die unter dem Titel »praktische Philosophie« zusammengefaßt wurden und durchgehend ethisch bestimmt waren, sich als beratende Wissenschaften begriffen, deren Aufgabe es sei, dem Handelnden sein richtiges Handeln vorzustellen. Daher mußte ihr grundbegrifflicher Apparat dem pragmatischen Sinnhorizont des Handelns entsprechen, sich in ihn einfügen lassen. Die Handlungswissenschaften mußten sich an Zweckformeln und an verallgemeinerten Handlungsdispositionen (Tugenden) orientieren, von denen man zugleich Wahrheit und Gutheit behaupten konnte. Wie anders als durch Abbildung des Handelns selbst, durch Kongruenz des Erkennens mit dem Wesen des Handelns, durch Übernahme der vom Handelnden erlebten und gemeinten Zweckstruktur hätte denn die Wissenschaft ihrem Gegenstand gerecht werden, wie anders hätte sie dem Wesen des Handelns nahekommen können? Diese Auffassung war so natürlich, so selbstverständlich, daß es der Gegenposition, die sich im 19. Jahrhundert zu entwickeln beginnt, bis heute schwerfällt, sich ihr eigenes Prinzip bewußtzumachen. Denn sie sucht das Handeln nicht durch Annäherung, sondern durch Abstandnahme, nicht in kongruenter Einstellung, sondern durch Anlegung inkongruenter Perspektiven zu erkennen. Ein solches Programm ist augenscheinlich absurd – und gerade darum erfolgreich.

    Diese neue umweghafte Erkenntnisweise brachte sich vor allem in der Soziologie und in der Psychologie zur Geltung, hatte aber namentlich in der Zeit der Umwälzung, der zweiten Hälfte des 19. und dem Anfang des 20. Jahrhunderts, auch zahlreiche andere Geistesströmungen erfaßt und verunsichert.[9] Ihr Erfolg beruht darauf, daß sie die Begrenztheit des Handlungshorizontes, der vom Handelnden gemeinten Welt sprengte und dadurch in der Lage war, mehr Komplexität zu erfassen und zu verarbeiten, als dem Handelnden selbst zugänglich sein kann.

    Die traditionellen, ethisch bestimmten Handlungswissenschaften hatten nur Möglichkeiten in Betracht gezogen, die vom Handelnden als eigene Möglichkeiten ergriffen werden konnten. Die neuen, verfremdenden Erkenntnistechniken bemühen sich dagegen, das Handeln unter Aspekten zu begreifen, die dem Handelnden unbewußt sein und bleiben können, ja deren Aufhellung unter Umständen sogar seine Handlungsfähigkeit zerstören, die Motivkraft seiner Ziele beeinträchtigen könnte.[10]

    In Reaktion auf den Wahrheitsverlust der Zwecke, auf den Zerfall der teleologischen Handlungsauslegung wurden jene inkongruenten Perspektiven zunächst in latenten, nicht motivfähigen Ursachen gesucht: Das Handeln sei in Wahrheit durch ökonomische Existenzbedingungen, durch biologische Auslesegesetzlichkeiten im Kampf ums Dasein, durch Urlibido, Angst, Nachahmungstrieb oder was immer bestimmt, und die Zielvorstellungen und Situationsauslegungen des Handelnden seien demgegenüber künstlich aufgebaute Scheinwelten, Ideologien, Rationalisierungen, Sublimierungen ohne eigenen Wahrheitswert. Auf diese Weise nahm die wissenschaftliche Aufklärung einen entlarvenden, diskreditierenden Zug an; sie maßte sich an, die Orientierungsbegriffe des Handelnden zu zerstören, ohne sie in ihrer Funktion zu erkennen und ohne sie ersetzen zu können.[11] Die Universalisierung dieser destruktiven Tendenz durch die sogenannte Wissenssoziologie vermochte dem Verfahren etwas Schärfe zu nehmen – geteiltes Leid ist halbes Leid –, hat aber im Grundsätzlichen nichts geändert. Im Grunde sind all diese »Faktortheorien« vorsoziologisches Gedankengut, weil sie durch ihr Bestreben, soziale Systeme aus einfachen, elementaren Ursachen zu erklären, die immer schon komplex konstituierte soziale Gegenständlichkeit aus dem Auge verlieren.

    Die Faktortheorien scheitern letztlich daran, daß sie den gleichen Fehler begehen wie die Zwecktheorien: Sie verwenden ein gedankliches Schema von zu geringer Komplexität. Die Abwendung von Zwecktheorien war ausgelöst durch die frühneuzeitliche Präzisierung wissenschaftlicher Wahrheit auf intersubjektiv zwingend gewisse Feststellungen. Wahrheit in diesem Sinne konnte man allenfalls in bezug auf Ursachen, nicht aber in bezug auf Zwecke, allenfalls in mechanischer, nicht aber in teleologischer Kausalität zu erreichen hoffen. Mit dieser Umstellung wurde ein anderes Problem nicht gelöst, das sich nunmehr als das kritische erweist: Weder spezifische Zwecke noch spezifische Ursachen sind geeignet, komplexe soziale Systeme hinreichend zu erklären, weil sie als Grundvorstellungen dafür viel zu einfach sind. Deshalb läßt sich in der neueren soziologischen Theorieentwicklung ein deutlicher Übergang von Faktortheorien zu Systemtheorien beobachten, und erst in diesem Übergang konstituiert sich die Soziologie als eigenständige, auf genuin soziologischen Grundbegriffen beruhende Wissenschaft.[12]

    In dem Maße, als die Soziologie sich durch eine Theorie des Sozialsystems konsolidiert, gewinnt sie ein allgemeines analytisches Instrumentarium, das für sehr komplexe Sachverhalte besonders geeignet ist. Die Steigerung des Potentials für Komplexität läßt sich sowohl an den neueren Entwicklungen der Systemtheorie selbst als auch an der sie fördernden funktionalen Methode ablesen.[13] Die allgemeine Systemtheorie[14] scheint sich von einer Theorie der Zusammenfügung von Teilen zu einem Ganzen, also eines rein internen Ordnungsproblems, zu einer System/Umwelt-Theorie zu entwickeln, welche die Bedingungen der Erhaltung von Systemen in einer äußerst komplexen, unvorhersehbar fluktuierenden Umwelt untersucht und dabei sowohl die Systeme selbst als auch ihre Umwelten als Variablen behandelt. Die funktionale Methode knüpft an diese durch doppelseitige Variabilität unbestimmt bleibende Bestandsproblematik an. Sie analysiert die systemerhaltenden Leistungen im Hinblick auf latente ebenso wie auf manifeste, auf negative ebenso wie auf positive Funktionen und sieht in jeder Funktion zudem nur ein vergleichendes Schema, das faktisch auf sehr verschiedenartige, funktional äquivalente Weisen verwirklicht werden kann. Alles in allem kommt in diesen verschiedenen Einzelaspekten der Umbildung klassischer kausalwissenschaftlicher Theorie- und Methodenkonzeptionen ein Interesse an der Erfassung sehr komplexer Tatbestände zur Geltung, für das ein zusammenfassender theoretischer Ausdruck noch gefunden werden muß.

    Trifft diese Deutung zu, dann erhellt sie zugleich den inneren Grund, aus dem kongruente durch inkongruente wissenschaftliche Perspektiven ersetzt worden sind. Die Möglichkeiten, im Entwurf zweckmäßiger Handlungen ein komplexes Feld von Möglichkeiten zu erfassen und auf entscheidbare Sinnfragen zu reduzieren, sind begrenzt. Die dazu benutzten Darstellungsmittel, das Zweck/Mittel-Schema, das »ceteris paribus« geltende Kausalgesetz, invariant und prämissengleich benutzte Sinntypen und vor allem der unreflektierte Gebrauch von Sprache, erweisen sich als wissenschaftlich unzulänglich. Sie werden untergraben, weil sie schon reduzierte Komplexität voraussetzen, deren Verarbeitung vom Handelnden nicht geleistet und daher nicht verantwortet wird. Sie werden aber zugleich in ihrer Funktion bestätigt, weil sie den Druck übermäßiger Komplexität absorbieren und so überhaupt erst sinnvolles Handeln ermöglichen.

    Mit diesen Überlegungen bahnt sich eine Möglichkeit an, die scharfe Diskrepanz von wahrheitsfähiger Theorie und handlungsfähiger Praxis zu mildern, ohne im geringsten zur traditionellen, kongruenten, teleologischen Handlungswissenschaft zurückzukehren.[15] Die Kluft zwischen inkongruent verstehender Wissenschaft und zielgebundenem Selbstverständnis des Handelnden läßt sich dadurch überbrücken, daß beide Sinnsphären auf den einheitlichen Nenner einer gemeinsamen Problemformel gebracht werden. Die Formel lautet: Erfassung und Reduktion von Komplexität.

    Das Problem der Komplexität, die Notwendigkeit, eine Vielfalt des Möglichen in begrenzter Zeit auf aktualisierbaren Sinn zu bringen, läßt sich als letztes Bezugsproblem aller funktionalen Analysen verwenden, und zwar auf verschiedenen Ebenen der Komplexität: für Handlungssysteme, für Entscheidungsmodelle und für Situationen des konkreten Verhaltens. Systemtheorien, und unter ihnen namentlich die Theorie sozialer Systeme, können Handlungssysteme analysieren unter dem funktionalen Bezugsgesichtspunkt einer Reduktion der äußersten Komplexität der Welt durch einen »subjektiven« Weltentwurf und durch Stabilisierung einer diesen Entwurf tragenden Systemstruktur von geringerer Komplexität (und das heißt: höherer Ordnung). Entscheidungstheorien behandeln spezifische Problemlösungssprachen der Mathematik, des Rechts, der wirtschaftlichen Kalkulation oder der Maschinenprogrammierung und konstruieren mit Hilfe dieser Sprachen vielfältig verwendbare Entscheidungsmodelle. In diesen Modellen werden die Bedingungen festgelegt, unter denen Entscheidungsvorschläge bzw. einzelne Entscheidungsschritte als Problemlösungen akzeptiert werden können. Dabei muß vorausgesetzt werden, daß es Handlungssysteme gibt, die so strukturiert sind, daß sie ihre Probleme auf diese Weise lösen können. Situationsmäßige Handlungsplanungen setzen schließlich eine unter Zweckgesichtspunkten strukturierte konkrete Situation, also einen schon sehr stark vereinfachten Weltzustand, voraus, der sinnvolles Wählen zwischen wenigen übersehbaren Alternativen ohne allzu großen Zeitaufwand ermöglicht.

    Alle drei Ansatzpunkte der Funktionalisierung können in eine Ordnung abnehmender Komplexität und in ein Verhältnis wechselseitiger Kooperation gebracht werden, indem die Systemtheorien den Entscheidungstheorien strukturierte Problemstellungen, diese dem konkreten Handeln Entscheidungsmodelle als Entscheidungsprogramme vorgeben. Die Fruchtbarkeit einer solchen Kooperation beruht dann darauf, daß die einzelnen Ansatzpunkte nicht verschmolzen, insbesondere nicht auf eine gemeinsame Axiomatik zurückgeführt werden, sondern in ihrer Unterschiedlichkeit erhalten bleiben, so daß von den Systemtheorien keine Handlungsvorschläge, von den Entscheidungstheorien und Handlungsplanungen dagegen nicht die Reduktion äußerster Komplexität, sondern nur das Abarbeiten vorkonstruierter Aufgaben erwartet werden kann.

    Wenn man die Soziologie als Theorie sozialer Systeme identifiziert, werden demnach ihre eigentlichen Abgrenzungsprobleme, von der geschichtlichen Frontstellung gegen die Ethik einmal abgesehen, im Verhältnis zu den Entscheidungstheorien zu erwarten sein. Das gilt denn auch für die politische Soziologie. Ob deren Partnerin, die Politikwissenschaft, ihr Selbstverständnis im Rahmen einer Entscheidungstheorie konsolidieren und sich damit begnügen kann, die spezifische Rationalität des politischen Kalküls auszuarbeiten, bleibt abzuwarten. Eine wichtige Lücke wäre hier zu füllen, da wir zwar die bürokratieinternen Entscheidungsprozesse in ihren Programmen juristisch und wirtschaftlich durchkonstruiert haben, über die eigentümliche Rationalität des politischen Verhaltens aber noch sehr wenig wissen. Sollte diese begrenzte Rolle der Politikwissenschaft nicht zusagen, könnte sie sich auch als offenes Meer immer neuer Einfälle und Theorieversuche Verdienste erwerben, da sie, anders als die politische Soziologie, nicht auf die Konsistenz ihrer Theorien mit denen einer umfassenden Mutterwissenschaft Rücksicht zu nehmen braucht und dadurch freier gestellt ist.

    

    2. Kapitel 

Theoretischer Bezugsrahmen: Systemtheorie

    Der Umweg, auf dem wir eine fachliche Abgrenzung der soziologischen Perspektive erarbeitet haben, zahlt sich aus, wenn es nunmehr gilt, die theoretischen Prämissen der nachfolgenden Untersuchungen zu skizzieren. Die Zugehörigkeit der politischen Soziologie zum allgemeinen Fachverband der Soziologie legt es nahe, als Grundbegriff den Begriff des »politischen Systems« zu verwenden.[1]

    Dabei muß vor allem geklärt werden, in welchem Sinne wir von System sprechen und in welchem Sinne das politische Handeln als ein System besonderer Art angesehen werden kann. Eine allgemein anerkannte Systemtheorie fehlt in der Soziologie, ebenso wie in anderen Disziplinen. Wir können also nicht eine schon vorhandene Theorie des Sozialsystems auf den Sonderfall des politischen Systems übertragen. Außerdem sind gerade in der Soziologie drei für die Systemtheorie zentrale Kontroversen offen. Deshalb können wir unsere Ausgangspunkte nur durch Erörterung und Entscheidung dieser Kontroversen treffen.

    Einmal geht es um die Frage, aus welchen »Einheiten« Sozialsysteme bestehen: aus Menschen oder aus Handlungen. Mit dieser Frage ist eine Weiche gestellt, deren Schaltung gerade im Bereich der politischen Soziologie von weittragender Bedeutung ist. Die Antwort muß daher sorgfältig überlegt werden.

    Das traditionelle deutsche Staatsdenken definiert den Staat als einen »Verband«, der aus Menschen besteht.[2] Die Menschen gelten als Glieder des Staates, der Staat ist letztlich das politisch geformte Volk selbst, ist die Vereinigung einer Menge von Menschen unter »Rechtsgesetzen«.[3] Ernst genommen, würde das heißen, daß der Mensch mit seinem gesamten Dasein den Staat aktualisiert, was für Zeitunglesen und Schützenfeste noch angehen mag, beim Blumenbegießen oder beim Verdauen aber problematisch wird. Wenn man, um solche Verbiederung des Staates zu vermeiden, seine Sphäre auf den Menschen als sittliche Person einschränkt, stellt sich aber bereits die Frage, welche faktischen Erlebnisse und Handlungen damit gemeint sind im Unterschied zu anderen Aspekten menschlichen Daseins.

    Demgegenüber ist es heute vorherrschende soziologische Auffassung, daß soziale Systeme aus Handlungen bzw. letztlich auf Handlungen zurückführbaren Teilsystemen, zum Beispiel Rollen, bestehen.[4] Der Grund für diese Theorieentscheidungen ist weniger die Tatsache, daß konkrete Menschen vielen Sozialsystemen zugleich angehören können. Das gilt auch für konkrete Handlungen. Überhaupt können Sozialsysteme normalerweise nicht gegeneinander exklusiv verstanden werden. Auch der Umstand, daß Sozialsysteme den Wechsel ihrer Mitglieder überdauern können, ist nicht ausschlaggebend; denn auch in bezug auf bestimmte Handlungen ist eine gewisse strukturelle Indifferenz sozialer Systeme erreichbar, ja bestandswesentlich. Zur Auffassung des Sozialsystems als eines Handlungssystems zwingt vielmehr die Einsicht, daß die Bildung und Erhaltung von Sozialsystemen ganz spezifische Probleme stellt, die nicht auf dem Wege über eine Integration von Handlungen zu Persönlichkeitssystemen gelöst werden können, im Gegenteil sogar sehr oft eine Entpersönlichung des Handelns erfordern. Die individuelle Persönlichkeit ist ein Integrationsprinzip neben dem des Sozialsystems und deshalb kein Untersystem, kein Baustein des Sozialsystems. Diese Umorientierung vom Menschenkollektiv auf soziale Handlungssysteme gibt der Soziologie die Möglichkeit, die besondere Problemstruktur sozialer Systeme als Anknüpfungspunkt für funktionale Analysen auszuarbeiten und in diesem theoretischen Bezugsrahmen ihre fachliche Selbständigkeit zu finden. Davon profitiert auch die politische Soziologie. Sie braucht ihren Gegenstand nicht länger als konkrete Menschengruppe besonderer Art darzustellen mit all den kompakten Interessenverschmelzungen, die das bedeutet; sondern sie vermag nun das politische System als ein funktional-spezifisch orientiertes Handlungssystem zu analysieren, das der Lösung bestimmter sozialer Probleme dient und den Menschen nicht in der vollen Konkretheit seines faktischen Daseins, sondern nur in bestimmten Handlungen oder einzelnen Rollen in Anspruch nimmt, soweit dies zur Lösung jener Probleme erforderlich ist. Auf diese Weise läßt sich eine scharfe Abgrenzung des politischen Systems nicht nur gegenüber der individuellen Persönlichkeit, sondern auch gegenüber anderen, auf andersartige Funktionen ausgerichteten Sozialsystemen gewinnen – etwa gegenüber solchen der Wirtschaft, des Bildungswesens, der Religion, der Krankenfürsorge usw.

    Geht man mit der Abstraktion so weit, dann liegt es nahe, noch einen weiteren Schritt zu tun und das soziale System bzw. in unserem Falle das politische System als ein nur »analytisches« System zu charakterisieren, das nicht eigentlich aus konkreten Handlungen, sondern nur aus ausgewählten Sinnaspekten bestimmter Handlungen besteht. Diese Auffassung wird aus allgemeinen methodologischen Gründen namentlich von Talcott Parsons,[5] im Bereich der Politikwissenschaft sehr betont von David Easton[6] vertreten. Das ist das zweite Grundproblem der Systemtheorie, das wir vorab erörtern müssen.

    In einer gewissen Weise ist das Problem ein Scheinproblem, denn jede menschliche Wirklichkeitsauffassung, nicht nur die wissenschaftliche, geht selektiv vor. Konkrete Dinge oder Ereignisse können nie in ihrer vollen Konkretheit aktuell erlebt werden.[7] Die Frage kann daher nur sein, wer die Selektionsentscheidung trifft und nach welchen Kriterien. Hier neigt die Theorie analytischer Systeme zu einer gefährlichen Konfusion, nämlich das selektive Relevanzschema des Handelnden selbst mit dem der analytisch vorgehenden Wissenschaft zu identifizieren oder sich doch jenes durch dieses zu verdecken. Gerade das darf aber in einer Handlungswissenschaft, welche die Vorteile einer inkongruenten Erkenntnistechnik ernten will, nicht geschehen.

    In der allgemeinen Systemtheorie findet man den gleichen analytischen Systembegriff vor allem in Form der These, daß es vom Standpunkt des Betrachters und seinem Forschungszweck abhänge, wo er die Grenzen des Systems ziehe.[8] Diese Auffassung widerstreitet jedoch, wenn man sie nicht erheblich abschwächt, der Tendenz, gerade die System/Umwelt-Beziehungen, also grenzstabilisierende Leistungen und grenzüberschreitende Prozesse, zu erforschen. Wäre sie richtig, dann wäre nicht einzusehen, wie Systemgrenzen überhaupt zum Forschungsgegenstand gemacht werden können, da sie bereits durch Prämissen der Analyse definiert sind. Sie könnten dann allenfalls noch der Ausgrenzung dessen dienen, was man in einem bestimmten Forschungszusammenhang thematisch nicht berücksichtigen will.

    Bei Handlungssystemen kommt noch hinzu, daß Handlungen intentionale Akte sind, die sich Systemzusammenhänge und Systemgrenzen bewußtmachen können. Diese bewußte Grenzziehung im sozialen Leben selbst ist der wichtigste Mechanismus der Bildung und Konsolidierung sozialer Systeme. Die Handelnden selbst unterscheiden: wir und die anderen. Dem Wissenschaftler steht zwar frei, sein Thema zu wählen, dieses oder jenes System zu erforschen, zum Beispiel nicht die gesamte Staatsverwaltung, sondern eine bestimmte Fachbehörde; aber er kann diese Entscheidung nur treffen im Anschluß an die Strukturen, die sich im Erleben der Handelnden selbst abzeichnen. Er würde sein Thema verfälschen, wollte er zum Beispiel in bezug auf sehr einfache, archaische, auf dem Familienverband beruhende Sozialordnungen »das politische System«, »das wirtschaftliche System«, »das religiöse System« usw. unterscheiden, obwohl jene Ordnungen gerade dadurch gekennzeichnet waren, daß es solche Systembildungen im Bewußtsein der Beteiligten noch gar nicht gab, die Ordnung vielmehr funktional undifferenziert erlebt und verwirklicht wurde.

    Der dritte Diskussionspunkt betrifft die Frage, ob und in welchem Sinne die funktionale Analyse sozialer Systeme konstante Systemstrukturen voraussetzen muß. Die sogenannte strukturell-funktionale Theorie hatte sich zunächst genötigt gefühlt, gewisse Systemstrukturen als theoretische Prämissen hinzunehmen,[9] und ist deswegen vielfach als statisch-konservativ und allzu harmonisch voreingenommen kritisiert worden.[10] Inzwischen scheint Parsons selbst im Zuge der inhaltlichen Ausarbeitung seiner Theorie des Aktionssystems von dieser Annahme einer notwendigen strukturellen Begrenzung jeder funktionalen Analyse langsam abzurücken.[11] Auch hier scheint die Ausgangsfrage, zumindest von den Kritikern, zu einfach gestellt zu sein.

    Richtig ist, daß jedes komplexe Handlungssystem strukturiert sein muß, weil es andernfalls keine anderen Möglichkeiten ausschließen könnte und ins Chaos zerfiele. Systemstrukturen ermöglichen überhaupt erst die Bildung relativ verläßlicher Verhaltenserwartungen und damit Interaktionen in Systemen. Aber sie sind als Objektstrukturen nur Thema und nicht zugleich auch Prämisse der wissenschaftlichen Forschung. Auch hier muß man sich vor einer Verschmelzung beider Perspektiven hüten: Was für den Handelnden invariante Struktur ist, braucht deswegen nicht auch in der wissenschaftlichen Analyse als für sie invariante Struktur verwendet werden.

    Richtig ist ferner, daß jeder wissenschaftlichen Analyse eine eigene Struktur in Form konstant bleibender theoretischer Prämissen zugrunde liegen muß, aber die funktionale Analyse findet ihre Konstanten in Funktionen, nicht in Strukturen. Allerdings können manche Funktionen von Strukturen abhängig sein. Solche sekundären Funktionen lassen sich nur unter der Voraussetzung bestimmter Systemstrukturen explizieren. Man kann die Funktionen einer korrupten »Parteimaschine«[12] oder des taktischen Verhaltens von Bürokraten, die sich das Vertrauen der Abgeordneten ihres Parlamentsausschusses zu erhalten suchen,[13] nur unter der Voraussetzung einer bestimmten parlamentarischen Struktur des politischen Systems erkennen. Prinzipiell muß aber die Soziologie sich die Möglichkeiten offenhalten, auch diese Strukturen als Lösungen grundlegender Probleme zu analysieren, also Strukturen jeder Art zu reproblematisieren. Und sie muß letztlich in der Lage sein, nach der Funktion der Systembildung überhaupt und nach der Funktion von Strukturen schlechthin zu fragen. Die strukturell-funktionale Theorie muß mithin zu einer funktional-strukturellen Theorie ausgebaut werden.

    Besonders für die politische Soziologie wäre es verhängnisvoll, ihre Forschungen grundsätzlich an vorgegebene Systemstrukturen zu binden, sich zum Beispiel auf den Systemtypus der westlich-parlamentarischen Demokratie festzulegen und daneben allenfalls zusammenhanglos andere Theorien für andere Systemtypen zuzulassen.[14] Eine solche Konzeption würde die Möglichkeiten eines Vergleichs verschiedenartiger politischer Systeme unterbinden oder auf »ähnliche« Systeme einschränken. Gerade in der vergleichenden Analyse sehr heterogener, verschieden strukturierter politischer Systeme von Zivilisationsländern und Entwicklungsländern, von autoritär oder demokratisch, liberal oder sozialistisch verfaßten Staaten liegen jedoch die zukunftsträchtigen Chancen nicht nur der politischen Wissenschaft, sondern auch der politischen Soziologie.[15] Ein Vergleich ist nicht als struktureller Vergleich, zum Beispiel von Ministerpräsidenten mit Ministerpräsidenten – der eine hat eine Staatskanzlei, der andere nicht! –, fruchtbar, sondern nur im Hinblick auf eine Funktion als Vergleich verschiedenartiger, aber funktional äquivalenter Problemlösungen.[16] Will man die funktional-vergleichende Methode grundsätzlich und universell verwenden, will man keinen Gegenstand im Forschungsbereich der Wissenschaft dem Vergleich entziehen, sondern alles im Lichte anderer Möglichkeiten erfassen, dann zwingt auch das zum Übergang von strukturell-funktionalen zu funktional-strukturellen Theorien. Die Methodologie hat hier ihre Konsequenzen für die Theoriebildung.

    Folgt man diesem Gedankengang, dann benötigt die Systemtheorie ein Grundproblem als funktionalen Gesichtspunkt, der alle spezifischen Systembildungen transzendiert und die Funktion der Systembildung überhaupt angibt; einen Bezugsgesichtspunkt, in dessen Perspektive alle Systeme welcher Art auch immer vergleichbar sind. Es liegt nahe, für diese Aufgabe jene Problemformel zu verwenden, um derentwillen die Soziologie den traditionellen kongruenten Handlungslehren entwachsen, zu inkongruenten Kausalperspektiven und schließlich zu Systemtheorien fortgeschritten ist: das Problem übermäßiger Komplexität. Systeme jeder Art verbreitern die Grundlagen des Erlebens und Handelns durch Erfassung und Reduktion von Weltkomplexität. Sie erstrecken den Sinnbezug des Handelns über das hinaus, was der Handelnde selbst in seiner aktuellen Gegenwart erfassen und durchüberlegen kann. Sie geben ihm Anknüpfungspunkte, auf deren Sinnhaftigkeit (deren wahres »Sein«, deren »Geltung«) er sich abstützen kann, ohne den Sinn selbst geleistet zu haben. Und dies geschieht dadurch, daß Systeme sich in einer äußerst komplexen, unübersehbare Möglichkeiten in Aussicht stellenden Welt mit einer stärker verdichteten, höheren Ordnung, also mit geringerer Komplexität, stabilisieren. Man kann die Funktion der Systembildung daher auch als Absorption von Komplexität bezeichnen.

    Wir werden mithin politische Soziologie als Theorie des politischen Systems abhandeln. Unter politischem System ist dabei weder das Kollektiv des Staatsvolkes noch die bloße Regierungs- und Verwaltungsorganisation zu verstehen. Weder der deutsche Staatsbegriff noch die angelsächsische Konzeption des »government« trifft das, was man heute als »politisches System« zu erforschen beginnt. Gemeint ist jenes soziale Handlungssystem, das dem primären Sinn seiner Handlungen nach auf die politische Funktion spezialisiert ist, im übrigen aber, wie jedes Sozialsystem, ein strukturiertes Handlungssystem ist, das gegenüber seiner Umwelt eine höhere, stabilisierungsbedürftige Ordnung aufweist und dadurch in der Lage ist, die Komplexität seiner Umwelt nach eigenen selektiven Gesichtspunkten zu erfassen und zu reduzieren.

    

    3. Kapitel 

Soziale Komplexität

    Dem Problem der Weltkomplexität und der Funktion von Systembildungen schlechthin weiter nachzusinnen würde vom Thema der politischen Soziologie weit abführen. Wir müssen das Blickfeld einschränken auf die soziale Komplexität, in der wir das Bezugsproblem der Politik vermuten dürfen. Unter sozialer Komplexität ist eine Eigenschaft der Welt zu verstehen, nämlich die, daß aller Sinn in der Welt durch eine Mehrheit von Subjekten getragen wird, die gleichermaßen originäre Quellen ihres Erlebens und Handelns, also gleichermaßen je ein Ich, sind, so daß alle Übereinstimmung in Erleben und Handeln als kontingent begriffen werden muß. Jeder andere Mensch könnte als ein anderes Ich anders erleben und handeln als ich selbst. Nichts versteht sich von selbst. Damit ist nicht gesagt, daß jede Gemeinsamkeit Zufall ist, wohl aber, daß sie als Problem gesehen werden muß. Soziale Kontingenz, absolute Unzuverlässigkeit des Alter ego wird nicht als ein Faktum behauptet, wohl aber als ein Bezugsproblem unterstellt, mit dessen Hilfe sich sämtliche Mechanismen erkennen und vergleichen lassen, welche dazu beitragen, daß dieses Problem der Kontingenz gelöst und die Sozialordnung faktisch konstituiert wird.

    In dieser Schärfe und Radikalität wird das Problem der sozialen Komplexität freilich erst im 20. Jahrhundert gestellt. Erst das 20. Jahrhundert radikalisiert die Annahme sozialer Bedingungen des Erlebens bis hin zu der These, daß identische Gegenständlichkeit schlechthin und damit Welt schlechthin aufgrund sozialer Kommunikation konstituiert werden.[1] Damit sind die Denkvoraussetzungen der klassischen politischen Theorie in entscheidender Weise verändert worden, ohne daß man in der politischen Wissenschaft oder in der politischen Soziologie diesen Wandel bisher registriert und auf seine Konsequenzen für das eigene Fach hin überlegt hätte.

    Die aus der Antike stammende klassische Theorie der Politik war zugleich Theorie der Gesellschaft gewesen. Die Gesellschaft wurde von Platon bis Kant durchgehend als politisch verfaßte Gesellschaft, als polis, civitas, societas civilis gesehen.[2] Für die Beurteilung dieser Tradition, die bis heute in dem umfassenden Ordnungsanspruch des deutschen Staatsbegriffs fortwirkt, ist es entscheidend, den Grund zu erkennen, der diese Verschmelzung von politischer Theorie und Gesellschaftstheorie sinnvoll, notwendig, ja selbstverständlich machte. Er liegt in einem unzureichenden Begriff der sozialen Komplexität.

    Bis ins 20. Jahrhundert hinein wurde soziale Komplexität nicht als Kontingenz der Welt begriffen, sondern auf menschliche Bedürfnisse bezogen. Der Mensch wurde in seinem Wesen als animal rationale definiert, das mit anderen, aber für sich, in einer schon vorhandenen Welt existiert und (nur) durch die Bedürfnisse seiner Lebensführung von anderen abhängig ist. Von anderen bedroht und auf andere angewiesen, muß der Mensch sich in eine soziale Ordnung fügen, die zugleich politische Ordnung ist, indem sie für die Lösung dieses Doppelproblems Bedrohtheit und Angewiesenheit – metus et indigentia – sorgt, dadurch daß sie Frieden und Gerechtigkeit – pax et iustitia – garantiert.[3]

    Schon an diesen Doppelformen läßt sich ablesen, daß es diesem Denken im Grunde um die Abwendung von Nachteilen und die Sicherung von Vorteilen für die einzelnen Menschen geht, die als handelnde Wesen ihr Leben zu erhalten suchen in einer Welt, in der Güter knapp und Bedürfnisse dringlich sind. Die Konkurrenz um knappe Güter ist das Bezugsproblem, das die Bildung einer politischen Gesellschaft notwendig macht. Daher definiert denn auch die Teleologie des Handelns (und nicht etwa eine Systemtheorie) den Problemhorizont, in dem die traditionelle Politikwissenschaft sich als Theorie der Gesellschaft entfaltet.[4]

    Bei aller drastischen Lebensnähe drückt der Gedanke der sozialen Bedrohtheit und Angewiesenheit des Menschen bereits hohe Komplexität aus, setzt er doch den anderen Menschen als jemanden voraus, der im Prinzip über Freundschaft und Feindschaft frei entscheiden kann und insofern unzuverlässig ist; der sich als hilfsbereit, tauschend und zuteilend erweisen, aber auch wegnehmen und töten kann. Diese Möglichkeiten faszinieren die Theorie der politischen Gesellschaft bis in die Neuzeit. Die Lehre von den Staatszwecken und den Staatsformen bezieht sich auf diese Grundproblematik. Der Gedanke des Staatsvertrages ist ein weiteres Mittel, diese Art Komplexität vor und nach ihrer Reduktion zu unterscheiden und zugleich die Reduktion selbst als zweckmäßige (ethische) Handlung rational zu konstruieren. Aber nirgends zeichnet sich ein Versuch ab, vom politischen Denken her die Möglichkeit von Wahrheit, Sinn und Sein in Frage zu stellen oder die Gesellschaft als ein politisches System auf diese Fragen hin zu entwerfen.

    In dem Maße, als die Einsichten in die sozialen Bedingungen sinnbezogenen menschlichen Erlebens sich vertiefen, werden jedoch die Positionen des natürlich-naiven Welterlebens und zugleich die Positionen der ontologischen Metaphysik, welche die Lehre von der politischen Gesellschaft trugen, unterhöhlt und zum Einsturz gebracht. Die politische Theorie kann nicht länger voraussetzen, daß Mensch und Welt in naturhaft vorgegebener, wenn auch unvollkommener Ordnung einfach da sind und daß insoweit die unendliche Komplexität anderer möglicher Weltzustände schon reduziert ist. In einzelnen sozialwissenschaftlichen Disziplinen, vor allem in der Soziologie und in der Theorie rationalen Handelns, wird das Problem der sozialen Kontingenz neu entdeckt und als ein Problem der Abstimmung von Verhaltenserwartungen gedeutet, das jede Interaktion und jedes rationale Handeln in sozialen Situationen zu lösen hat.[5] Damit ist das Problem der Abstimmung wechselseitiger Erwartungen in einer Weise gestellt, daß es kaum noch von der politischen Theorie allein bearbeitet werden kann. Neben den spezifisch politischen Mitteln der Abstimmung des Erwartens lassen sich andere entdecken, denen man nicht eigentlich politischen Charakter zusprechen kann, die vielmehr ihrerseits im politischen Handeln vorausgesetzt werden müssen: Sozialisierung und Anpassungsfähigkeit der Persönlichkeiten, Geldmechanismus, gemeinsam durchlebte und erinnerte Geschichte, Sachzwänge einer technisch komplizierten Dingwelt usw.

    Wenn dem so ist, dann müssen Gesellschaft und politisches System getrennt begriffen werden,[6] denn die spezifisch politischen Einrichtungen und Entscheidungsmechanismen erschöpfen nicht das, was in der Gesellschaft geschehen muß, um soziale Komplexität zu reduzieren. Das politische System kann, vom Bezugsproblem der sozialen Komplexität her gesehen, nur ein Teilsystem der Gesellschaft sein.

    Die gleiche Folgerung drängt verstärkt sich auf, wenn man zurückgeht auf die Theorie der intersubjektiven Konstitution allen Sinnes in der Welt und des Sinnes der Welt selbst. Diese Theorie setzt die Welt als absolut kontingent[7] oder, was auf dasselbe hinausläuft, als auch in sozialer Hinsicht äußerst komplex voraus. In dieser Konsequenz liegt es, allen Sinn auf sinnbildende Leistungen zurückzuführen und so zu funktionalisieren. Sie postuliert eine transzendentale Theorie der intersubjektiven Konstitution von Sinn – auch dies ein Problementwurf, der viel zu weit ist, als daß er durch eine Theorie der Politik ausgefüllt werden könnte. Schon der Übergang von einer Theorie der intersubjektiven Konstitution zu einer Theorie der Gesellschaft als System, den Husserl selbst sich ganz einfach vorstellte, ist schwierig genug.[8]

    Die ältere Theorie der politischen Gesellschaft beruhte auf einer »natürlichen« Weltsicht, auf einem Anonymbleiben der konstituierenden Leistungen des Bewußtseins. Deshalb konnte sie politische Theorie und Gesellschaftstheorie verschmelzen und die Bildung und Erhaltung der Gesellschaft als politisches Problem sehen. Die Radikalisierung des Problemranges der Sozialdimension menschlichen Erlebens zwingt dazu, Gesellschaft und Politik als verschiedene Sozialsysteme zu begreifen und einander zuzuordnen. Damit gewinnt die Frage nach der spezifischen Funktion und den spezifischen Strukturmerkmalen eines politischen Systems – im Unterschied zur Gesellschaft im ganzen – kritische Bedeutung.

    

    4. Kapitel 

Die Funktion und Stellung des politischen Systems

    Die Frage, worin das Wesen des Politischen zu finden sei, ist in der politischen Theorie ein alter Diskussionspunkt und anscheinend nicht abschließend zu klären. Sehr häufig wird Macht als Kern des Politischen genannt.[1] Andere Autoren bestimmen das Politische auf sehr alten Grundlagen durch Zweckformeln wie Gerechtigkeit, Frieden, Gemeinwohl oder gar als Erfüllung der Zwecksysteme[2] schlechthin. Einige Berühmtheit hat die Definition der Politik durch das Freund/Feind-Schema erlangt, die Carl Schmitt vorschlug.[3] Zuweilen wird auch das Risiko des Handelns im Unvorhersehbaren, also die Übernahme von Verantwortung durch mehr oder weniger irrationales Handeln, hervorgehoben.[4] All diese Auffassungen haben ihr eigenes Recht – und ihre eigene Fragwürdigkeit, wenn sie den Anspruch auf eine Aussage über das Wesen der Sache Politik erheben. Es dürfte daher ratsam sein, auf eine Wesensaussage zu verzichten und sich statt dessen um eine Klärung der spezifischen Funktion der Politik zu bemühen.

    Dafür können die Wesensaussagen mindestens als Leitfaden dienen. Es fällt nämlich auf, daß sie alle mehr oder weniger deutlich eine Reduktion von Komplexität im Auge haben. Macht ist ein grandioses Mittel der Vereinfachung von Situationen auf das, was man selbst will. Zweckformeln setzen solche Vereinfachungen als Natur der Sache voraus. Freund/Feind-Schematisierungen ersetzen ganz offensichtlich komplexe Situationen durch eine grob vereinfachende Dichotomie, und irrationales Handeln reduziert Komplexität, weil es angeblich nicht anders geht, durch die Faktizität des Vollzugs von was immer es sei. Zumindest das Grundproblem der Politik ist in all diesen Theorien also deutlich greifbar. Es ist das Problem der sozialen Komplexität, das jede von ihnen vor sich hat, keine aber als solches erfaßt. Als Wesenstheorien der Politik werden sie ad infinitum miteinander konkurrieren, weil sie funktional äquivalente, also gleichberechtigte Möglichkeiten der Lösung des Problems der Politik als Wesen der Sache selbst proklamieren. Nur unter dem Gesichtspunkt ihres Bezugsproblems, also als problemlösende funktionale Leistung begriffen, können sie in eine einheitliche Theorie gefaßt werden. Dieses Bezugsproblem ist jedoch, wie wir im letzten Abschnitt gesehen haben, zu weit gefaßt. Erfassung und Reduktion sozialer Komplexität ist die Funktion der Gesellschaft schlechthin, und die Verschmelzung von Gesellschaft und politischem System läßt sich nicht halten. Das politische System kann nur ein Teilsystem der Gesellschaft sein. Die Theorie des politischen Systems setzt demnach eine Theorie struktureller Differenzierung der Gesellschaft in Teilsysteme voraus, die an je spezifischen Funktionen orientiert sind – und genau in dieser Richtung scheint sich die neuere politische Soziologie zu entwickeln.[5]

    Die spezifische Funktion dieses Teilsystems Politik bezieht sich nicht auf die volle soziale Komplexität, sondern nur auf jene Probleme der Gesellschaft, die nicht schon »von selbst« durch mehr oder weniger latent wirkende Mechanismen absorbiert noch durch individuellen Kampf gelöst werden. Komplexität, die weder durch Sprache oder durch Wahrheiten, durch das, was als »Natur« gilt, durch Institutionen, Kongruenz von Interessen, gemeinsame Geschichte, Konsens schon bewältigt ist noch der drastischen Reduktion durch Definition einer Freund/Feind-Situation überlassen werden kann, ohne daß Bestand und Zusammenhalt der Gesellschaft in Gefahr gerieten, bedarf einer besonderen Behandlung, die zwischen diesen Alternativen der Institutionalisierung und des offenen Konfliktes liegt – eben der politischen. Das politische System wird mit den »offenen« Problemen der Gesellschaft konfrontiert, und es löst diese Probleme durch bindende Entscheidung. Dabei bezieht sich die Bindung nicht nur auf das politische System selbst, sondern in erster Linie auf das umfassende Sozialsystem der Gesamtgesellschaft, in dem das politische System seine Funktion erfüllt. Das politische System reduziert Komplexität mithin nicht nur wie ein Organismus für sich selbst, als Bedingung seines eigenen Fortbestehens in einer übermäßig komplexen Welt, sondern in erster Linie für seine Umwelt, die selbst den Charakter eines umfassenden Systems hat.[6]

    Die Charakterisierung des politischen Systems kann mithin nicht allein aus seiner Funktion abgeleitet werden; es muß eine strukturelle Bestimmung hinzutreten (und dies gilt schlechthin als eine allgemeine, wenn auch oft verkannte Regel der funktionalen Methode, da eine Funktion normalerweise auf verschiedene, funktional äquivalente Weise erfüllt werden kann, also Strukturen nicht festlegt). Die Funktion ergibt sich aus dem Bezug auf das Problem der sozialen Komplexität. Die Art, wie diese Funktion erfüllt wird, kann im groben durch den Begriff bindende Entscheidung wiedergegeben werden. Formal ähnlich verfährt Parsons, wenn er als spezifische Funktion des politischen Systems »goal attainment« annimmt und darüber hinaus zur weiteren Kennzeichnung des politischen Systems den Kommunikationsmechanismus der Macht verwendet und im Machtbegriff das Moment der bindenden Entscheidung unterbringt.

    Daß diese Reduktion durch »bindende Entscheidung« erfolgt, heißt, daß im politischen System Prozesse selektiver Informationsverarbeitung ablaufen, deren Ergebnis von der gesellschaftlichen Umwelt des Systems akzeptiert wird – aus welchen Gründen immer. Die Gründe dieser Hinnahme gehören nicht zum Begriff des politischen Systems. Zwar gibt es sicher Gehorsamsgründe, die kein dauerhaftes politisches System entbehren kann, zum Beispiel den Besitz beträchtlicher Zwangsmittel, weitreichenden Rollenkonsens, Legitimität (im unten zu erörternden Sinne). Aber schon weil es dabei um eine Mehrheit völlig heterogener Gründe geht, andere hinzukommen mögen und die Gewichtsverteilung zwischen ihnen variabel ist, empfiehlt es sich nicht, den Begriff des politischen Systems durch Einbeziehung dieser Gesichtspunkte zu verunklären. Wir werden auf diese Frage ausführlich zurückkommen müssen. Zunächst sei nur festgehalten, daß ein politisches System nur besteht, wenn und soweit es einer Gesellschaft gelingt, den in bestimmten Rollen und Rollenzusammenhängen ablaufenden selektiven Prozessen Verbindlichkeit für andere Rollen zu verschaffen. Diese Funktionsbestimmung läßt vielerlei offen und eignet sich gerade dadurch als grundbegriffliche Konzeption einer vergleichenden politischen Soziologie.

    Aber nicht nur der Entscheidungsbegriff, sondern auch der Problembegriff, der die noch offene soziale Komplexität bezeichnet, ist ein Formalbegriff und läßt es dahingestellt sein, um welche sachlichen Probleme es sich handelt. Die Definition der politischen Funktion als problemlösendes Entscheiden enthält kein inhaltliches Kriterium dafür, welche Probleme und wie viele in einer Gesellschaft als entscheidungsbedürftig politisiert werden.[7] Zu vermuten ist natürlich, daß Art und Umfang der offenen Probleme für die gesellschaftliche Stellung des politischen Systems, seine personellen und fachlichen Schwerpunkte, seine Größe und den Grad seiner gesellschaftlichen Autonomie, von Bedeutung sein werden. Die Problemlage und die Eigenkomplexität der Gesellschaft scheint bestimmend dafür zu sein, was das politische System leisten und daher sein muß. Aber das sind bereits Fragen der empirischen Forschung, die nicht durch den grundbegrifflichen Bezugsrahmen der Theorie vorweg entschieden werden dürfen.[8]

    Die Unbestimmtheiten unseres Begriffs des politischen Systems sind mithin als überlegte, strategisch placierte Unbestimmtheiten zu verstehen. Die Unbestimmtheit der »bindenden Entscheidung« ersetzt die herkömmlichen Macht- und Konsenstheorien; die Unbestimmtheit der Problemformel und damit des Gegenstandes der Entscheidung ersetzt die herkömmlichen Zwecktheorien. In beiden Fällen treten an die Stelle von vermeintlichen Wesensausdrücken begrenzte, funktional strukturierte Variationsmöglichkeiten.

    Das ist aber nur möglich, wenn nicht nur für die Gesellschaftstheorie, sondern auch für die politische Theorie die Systemtheorie als fester Boden vorausgesetzt werden kann, denn jene Grenzen möglicher Variation lassen sich nur als Bedingungen der Erhaltung eines Systems theoretisch fixieren. Auch an der Sache selbst läßt sich zeigen, daß eine funktionalistisch konzipierte politische Theorie Systemtheorie sein muß. Eine Herstellung bindender Entscheidungen ist als laufende Leistung nur zu gewährleisten, wenn dafür Sozialsysteme gebildet werden, die sich selbst in einer übermäßig komplexen Umwelt erhalten können, indem sie ihre besondere Funktion als ihr Problem definieren und durch Problemlösung erfüllen.

    Für politisches Handeln ist die Problemlage, die ein Handeln zum politischen macht, in doppeltem Sinne prekär: Die Restkomplexität der Gesellschaft, die durch latent wirkende Absorptionsmechanismen nicht reduziert wird, tritt zumeist offen zutage. Das politische Handeln hat es daher typisch mit einem zugespitzten Problembewußtsein und zumeist mit artikulierten, einander ausschließenden Handlungsmöglichkeiten zu tun[9] – eine Situation, in der das Richtige nicht von selbst erscheint, ja, man kann sagen: in der es keine richtige Lösung gibt. Die Politik muß nicht nur andere Möglichkeiten ausfiltern, sie muß Konflikte lösen. Und dies kann nur durch Zentralisierung der Entscheidungskompetenz auf bestimmte Rollen geschehen, die ihrer Vereinzelung zum Trotz den Anspruch erheben und durchsetzen können, für die gesamte Gesellschaft verbindlich zu entscheiden. Ein solches Problem kann natürlich nicht durch den Entwurf einer Einzelhandlung gelöst werden. Es setzt die Bildung eines sozialen Handlungssystems voraus, welches das Handeln so weit entlastet, daß das Unwahrscheinliche Wirklichkeit, ja Routine werden kann. Durch generelle Stabilisierung einer Systemstruktur lassen sich nämlich mehr und andere Probleme als durch Zwecksetzung und Mittelwahl für einzelne Handlungen lösen, weil durch Generalisierung eine andersartige Interessenverteilung erreicht wird. Für die Reduktion von Komplexität steht dann ein umweghaftes, indirektes Verfahren zur Verfügung, ein Prozeß, der mindestens zwei Schritte erfordert: erst die Einrichtung eines Systems, das generell mit Problementscheidungen beauftragt wird und wegen seiner allgemeinen Vorteilhaftigkeit allgemein akzeptiert wird, und dann die Problementscheidungen selbst, die durch das System als Ganzes gedeckt sind und nur durch Angriff auf das System boykottiert werden könnten.[10]

    Weitere Einzelheiten bleiben späteren Kapiteln überlassen, aber eine Vorbemerkung ist noch nötig. Wenn sowohl die Gesamtgesellschaft als auch das politische System und andere Teilsysteme der Gesellschaft als je eigene Sozialsysteme angesehen werden, wird es notwendig, für jede Aussage über Funktionen und funktionale Leistungen die Systemreferenz zu klären.[11] Schreibt man einer Handlung, Erwartung, Rolle, Institution eine Funktion zu, muß man, soll die Aussage vollständig sein, mit angeben, für welches System. Diese lästige Notwendigkeit wird sich wiederholen, wenn wir die Innendifferenzierung des politischen Systems in weitere Teilsysteme, vor allem in Politik und Verwaltung, betrachten. Sie ist aber nicht zu umgehen. Die Unterscheidung von Systemreferenzen bezieht sich auf ein wesentliches Merkmal funktionaler Differenzierung. Was einem Teilsystem dient, dient damit nicht eo ipso auch dem Gesamtsystem, selbst wenn feststeht, daß das Teilsystem im Gesamtsystem eine primär positive Funktion erfüllt. Die Nützlichkeit eines politischen Systems für die Gesellschaft besagt nämlich keineswegs, daß alles getan werden muß, um das politische System zu fördern, und die Notwendigkeit einer bürokratischen Verwaltung im politischen System rechtfertigt nicht alles, was der Verwaltung dient. Solche Kurzschlüsse boten sich unter den teleologischen Denkvoraussetzungen der älteren politischen Theorie an. Die Systemtheorie muß und kann sie vermeiden. Sie geht davon aus, daß jedes System, das sich in einer sehr komplexen Welt erhalten will, eine Vielzahl von Problemen lösen muß, die nicht allesamt zugleich optimal bewältigt werden können. Jede Problemlösung hat vielmehr »dysfunktionale« Rückwirkungen auf andere Systembedürfnisse. Einem funktional spezifisch angesetzten Teilsystem kann deshalb vom Gesamtsystem aus kein unbegrenztes Wuchern, ja zumeist nicht einmal ein optimales Sicheinbalancieren auf seine Umwelt erlaubt werden, weil dadurch andere Funktionen beeinträchtigt werden würden. Man muß, mit anderen Worten, das Konvergieren funktionaler Leistungen in einem System, wenn man es untersuchen will, als Problem und nicht als Prämisse voraussetzen. Der Systemrelativismus der funktionalen Methode ist eine unentbehrliche Absicherung gegen ein allzu harmonisches Weltbild im Sinne der Maxime »Einer für alle, alle für einen«.

    Wenn wir unsere Überlegungen über die Eigenart der politischen Funktion unter diesem Gesichtspunkt noch einmal durchgehen, zeigt sich die doppelte Systemreferenz an ihr selbst. Die politische Funktion zeigt dem System der Gesellschaft und dem politischen System verschiedene Gesichter. Für die Gesamtgesellschaft ist die Reduktion von Restkomplexität in dem erörterten Sinne eine hochgradig unbestimmte Funktion. Für das politische System besteht sie dagegen in dem sekundären, schon stärker bestimmten Problem, bindende Entscheidungen zu treffen, die den Fortbestand des politischen Systems in einer bestimmten Gesellschaftsordnung zu sichern helfen. Es liegt auf der Hand, daß beide Problemformeln nicht ohne weiteres konvergieren und keineswegs immer dieselben Entscheidungen nahelegen, daß es vielmehr wesentlich von der Strukturbildung auf der Ebene der Gesellschaft und von der Ordnung gewisser Mechanismen der Kommunikation abhängt, ob und wieweit solch eine Übereinstimmung sich »von selbst« ergibt.

    Mit diesem Konvergenzproblem ist die Fragestellung für die folgenden Kapitel des II. Teils umrissen.[12] Bevor wir ihr weiter nachgehen, muß jedoch ein Versäumnis aufgedeckt und eine Klarstellung nachgeholt werden. Wir hatten »das« politische System als Teilsystem des Gesellschaftssystems bezeichnet, ohne zu überlegen, ob es nicht auch in anderen Sozialsystemen politisches Handeln gibt, zum Beispiel in Familien, Vereinen, Betrieben. Dem ist in der Tat so. Wir müssen dieser Frage daher ein weiteres Kapitel widmen.

    

    5. Kapitel 

Politik in der Gesellschaft und in anderen Sozialsystemen

    Die wohl vorherrschende Auffassung verbindet den Begriff des Politischen eng mit dem des Staates.[1] Ein wenigstens mittelbarer Staatsbezug sei notwendig, um ein Handeln als politisch auszuzeichnen. Ein Zusammenhang mit den inhaltlichen Definitionen der Politik durch Macht, Ziele oder was immer läßt sich nicht herstellen. Von den Prämissen der politischen Wissenschaft her gesehen bleibt diese Einschränkung willkürlich.[2] Da wir jedoch den Staatsbegriff, der in dieser Diskussion gemeint ist, nicht zugrunde legen, können und brauchen wir diese Frage nicht zu entscheiden. Für die politische Soziologie und besonders für eine Theorie des politischen Systems stellt sich die Frage anders.

    Zunächst müssen in der allgemeinen soziologischen Theorie die Begriffe Sozialsystem und Gesellschaft unterschieden werden, weil die Gesellschaft nur ein Sozialsystem über anderen ist. Die Soziologie ist, wie vor allem Parsons nachdrücklich betont, nicht nur Gesellschaftswissenschaft, sondern Theorie des Sozialsystems, und muß sich in diesem Rahmen mit der Gesellschaft als einer besonderen Art von Sozialsystem befassen.[3] Alle Sozialsysteme, und nicht nur die Gesellschaft, finden sich der Notwendigkeit ausgesetzt, soziale Komplexität zu reduzieren, und daher kann es in allen Sozialsystemen erforderlich werden, zu nicht selbstverständlichen und trotzdem bindenden Entscheidungen zu kommen. Politisches Handeln ist daher in allen Sozialsystemen von einiger Komplexität und Dauer zu erwarten.

    Wenn zum Beispiel in bezug auf organisationsinterne Taktiken des Lancierens, Durchsetzens oder Blockierens von Ansichten oder Absichten von »Politik« gesprochen wird, so ist das keineswegs nur bildlich oder analog gemeint.[4] Es handelt sich dabei um echte Politik, wenn auch in kleinerem Rahmen, ungeachtet der Frage, ob es sich um staatliche oder nichtstaatliche Organisationen handelt. Es gibt eine originäre Vereinspolitik – und dies nicht deshalb, weil die Satzung des Vereins sich auf positives staatliches Recht zurückführen läßt und insofern einen mittelbaren Staatsbezug hat, sondern weil die Funktion politischen Handelns auch in Vereinen erfüllt werden muß. Selbst für das System religiöser Handlungen ist ein Einschuß politischer Aktivität unentbehrlich: So findet man Kirchenräte und Theologieprofessoren damit beschäftigt, Minderheiten als Mehrheiten erscheinen zu lassen, Sitzungsprotokolle zu überarbeiten, Leserbriefe zu schreiben. Und im Bereich des Wirtschaftssystems gibt es neben der staatlichen Wirtschaftspolitik originäre Unternehmenspolitik und nicht zuletzt eine Konsumpolitik des Familienhaushalts – in allen Fällen Prozesse der Reduktion offener sozialer Komplexität.

    Gleichwohl ist es in den meisten Teilsystemen der Gesellschaft schwierig, wenn nicht ausgeschlossen, dem politischen Handeln wiederum Systemcharakter zu geben und es dadurch in offener Anerkennung seiner Funktion zu institutionalisieren. Am deutlichsten trägt noch das Leitungs- und Verwaltungssystem großer Wirtschaftsunternehmen den Charakter eines eigenständigen politischen Systems. Zumeist treten jedoch in Teilsystemen der Gesellschaft die politisch zu lösenden Entscheidungsprobleme nicht häufig und nicht kohärent genug auf, um es zu rechtfertigen, sie als solche zu etikettieren und spezifischen Rollen aufzutragen. Ansätze zu einer Untersystembildung lassen sich oft genug erkennen – so wenn ein Minister für seine »Hauspolitik« andere Vertrauenspersonen, andere Kommunikationswege und andere Einflußmittel benutzt (und daher selbst auch auf andere Weise benutzt wird) als in seiner Staatspolitik. Doch hat die rollenspezifische Konsolidierung eines politischen Subsystems in Teilsystemen der Gesellschaft enge Grenzen, denn es würde sich dabei schon um das Untersystem eines Untersystems handeln.[5]

    Wir werden im folgenden Teil ausführlich erörtern, mit welchen Schwierigkeiten die Ausgliederung eines spezifisch politischen Teilsystems aus anderen Rollenzusammenhängen selbst auf der Ebene der Gesellschaft zu ringen hat. Das erklärt dann zugleich, weshalb es zu einer solchen systemmäßigen Ausdifferenzierung in kleineren Systemen kaum kommt. Den »Politikern« kleinerer Systeme fehlt denn auch durchweg die spezifisch politische Legitimation. Sie müssen von anderen Rollengrundlagen aus operieren. Sie benötigen, um systeminterne Politik treiben zu können, zumeist systemexterne Machtgrundlagen als Eigentümer oder Großaktionär des Unternehmens, als politisch eingesetzter Verwaltungschef, als angesehener Kaufmann, der zum Vorsitzenden eines Wohltätigkeitsvereins gewählt wird, als berühmter Professor, der in einer Geldverteilungsstelle mitwirkt. An ihre Hauptrollen gebunden, können sie sich weder zeitlich noch darstellungsmäßig ganz politischen Funktionen widmen.

    Unter diesen Umständen hat es guten Sinn, die politische Soziologie primär an dem Modellfall zu orientieren, in dem die Ausdifferenzierung und Autonomsetzung eines spezifisch politischen Systems offensichtlich gelungen ist: an dem Fall der Gesellschaft. An ihm lassen sich sowohl die Entstehung als auch die besonderen Stabilisierungsbedingungen als auch die internen Differenzierungen und Prozesse, Folgeprobleme und Verhaltenslasten eines politischen Systems am besten studieren. Damit ist indes kein begrifflich-theoretischer Ausschließlichkeitsanspruch verbunden. Es bleibt die Möglichkeit offen, die Erfüllung der politischen Funktion des Absorbierens von Restkomplexität auch in anderen Systemen zu studieren, die es sich nicht leisten können, ein eigenes politisches Teilsystem zu bilden, und die dem politischen Handeln gerade dadurch besondere Probleme aufgeben.

    

    II. Teil 

Das politische System der Gesellschaft

    
    6. Kapitel 

Vertikale Ausdifferenzierung des politischen Systems: Herrschaft

    Einer der auffallendsten Züge der soziologischen Theorieentwicklung in den letzten Jahren ist, daß sie sich mit dem Gedanken der Evolution erneut zu befreunden beginnt. Die Furcht, mit versteckten Werturteilen zu operieren, und der antihistorische Affekt des frühen Funktionalismus, die lange zu kühler, wenn nicht eisiger Ablehnung jedes Gedankens an Fortschritt geführt hatten, scheinen gebrochen zu sein.[1] Gewiß hat die langjährige Beschäftigung mit Systemtheorie unauslöschliche Spuren hinterlassen. Entwicklung muß als Systementwicklung gesehen werden, und daher beherrscht das Problem stabilisierbarer Systemzustände die Entwicklungskonzeption. Auch andere Vorbehalte in bezug auf den Evolutionsbegriff selbst, vor allem die Ablehnung einer historischen oder gar kausalgesetzlichen Notwendigkeit und des Gedankens einer kontinuierlichen Entwicklung, zeigen, daß man nicht gerade mit Spencer identifiziert werden möchte. Doch wer kennt schon Spencer genau? Ein Gedanke zumindest weist unverkennbar auf ihn zurück und wird durch die systemtheoretische Orientierung noch bekräftigt: daß funktionale und strukturelle Differenzierung die kritische Variable des Fortschritts der Menschheit sei.[2]

    Funktionale Differenzierung bedeutet Steigerung der Eigenkomplexität des differenzierten Systems. Darauf abstellend, können wir diese Evolutionstheorie in den im vorigen Kapitel angedeuteten Bezugsrahmen einer funktional-strukturellen einfügen und sagen: Die Gesellschaft entwickelt sich zu größerer Eigenkomplexität und ist dadurch in der Lage, die Welt komplexer zu erfassen und auf Sinn zu reduzieren. Die Eigenkomplexität der Gesellschaft wird dadurch erhöht, daß eine Vielzahl gleichartiger Kleinsysteme, in denen jeder Teilnehmer alles weiß, sieht, kann und miterlebt, die Komplexität der Welt also auf die Fassungskraft des einzelnen beschränkt sein muß, ersetzt wird durch relativ große, für den einzelnen nicht mehr voll überblickbare Sozialsysteme, die in sich für spezifische Funktionen Teilsysteme bilden, also funktional differenziert sind. Die Struktur jener Kleinsysteme ist funktional-diffus gebildet. Sie bestehen in der Tat im wesentlichen aus bekannten Menschen, kennen nur wenige Rollen – etwa Familien- und Altersrollen –, die den Menschen jeweils ganz in Anspruch nehmen, und im übrigen gibt es nur eine Wiederholung des gleichen. Funktional-spezifisch differenzierte Systeme sind demgegenüber verhältnismäßig groß, können ihre Teilsysteme in bestimmten Grenzen ohne Konsequenzen für das Ganze variieren, können also eine Vielzahl von verschiedenen Zuständen annehmen und deshalb auch mehr Änderungen ihrer Umwelt überdauern.[3] Als Ausgangsbegriff dieser Entwicklungstheorie dient mithin der Begriff des einfachen, undifferenzierten, funktional-diffus strukturierten Systems.[4] Er markiert eine Art historischen Grenzpunkt, eine Schwelle, vor der es vielleicht eine anthropologische, nicht aber eine soziologische Entwicklung geben kann. Das einfache System ist die Status-naturalis-Konzeption der Soziologie. An ihr läßt sich der Umschwung von Handlungstheorien zu Systemtheorien, den die Soziologie eingeleitet hat und der auch das Verhältnis der politischen Soziologie zur traditionellen politischen Theorie bestimmt, nochmals verdeutlichen.

    Mit Urzustandskonzeptionen wird, mögen sie nun historisch bzw. ethnologisch sachgemäß oder nur methodologisch gemeint sein, ein Extremzustand in die Ferne gerückt, um im Vergleich zu ihm den gegenwärtigen Zustand als ganzen seiner Evidenz zu entkleiden und zu problematisieren. Die Hinsicht der Problematisierung hängt von einer vorausgesetzten Theorie ab. Die Status-naturalis-Beschreibungen der traditionellen politischen Theorie gingen von der teleologischen Handlungsauslegung aus – nämlich von der Auffassung, daß der Mensch im Handeln seinen Vorteil bezwecke und daß die Umstände dem entweder günstig oder ungünstig sind. Gunst oder Ungunst, Hilfe oder Bedrohung werden in der Verabsolutierung unversöhnlich und werfen dann, von entgegengesetzten Seiten, Licht und Schatten auf den faktischen Gesellschaftszustand. Nicht zuletzt war es dieser unversöhnliche Gegensatz, der das Naturrecht als Naturrecht diskreditierte, weil er keine Synthese zuließ.

    Die Systemtheorie hat diese Schwierigkeiten, die aus der Handlungstheorie stammen, überwunden. Ihre Konzeption des einfachen Systems projiziert günstige oder ungünstige Umstände nicht ins Extrem, sondern beruht auf einer Variation des Maßes an Komplexität, in dem günstige und ungünstige Umstände von einem Handlungssystem erfaßt und im Handeln selektiv verwertet werden können. Insofern kann man, auf theoretischer Ebene, von einem bedeutsamen Fortschritt sprechen. Ein zweiter Gewinn ist damit eng verbunden: Die Systemtheorie hat bessere Chancen für historische oder ethnologische Verifikation als die Theorie des verlorenen Paradieses oder des Kampfes aller gegen alle.

    Es scheint, daß die einfachsten archaischen Sozialordnungen von gesellschaftsartigem, alle Bedürfnisse des Menschen umfassendem Charakter, auf die wir zurückblicken können, Familien und Stämme (im Sinne von Abstammungsgemeinschaften) sind. Für sie gilt nicht die Identifikation von Gesellschaft und Politik, durch die eine spätere Epoche sich selbst charakterisierte, sondern dem vorausliegend eine Identifikation von Gesellschaft und Stammesgemeinschaft. Der Stamm ist aus allgemeinen anthropologischen Gründen das unentbehrliche soziale System schlechthin, das in seiner Urform die Übermacht der Umwelt für sämtliche menschlichen Bedürfnisse auf erlebbaren, handlungsbezogenen Sinn bringt. Der Stamm ist damit, der Funktion nach, die Gesellschaft.

    Mit diesem Befund ist allerdings der systemtheoretische Typus des einfachen Systems strenggenommen nicht verifiziert. Bereits Familien weisen schon wegen der ihnen inhärenten Altersunterschiede und ihrer Aufzuchts- und Versorgungsprobleme eine differenzierte Rollenstruktur und eine entsprechende normative Ordnung (Inzesttabu, Hilfspflichten etc.) auf.[5] Es ist von der Struktur der Familie her nicht prinzipiell gleichgültig, wer was tut. Als System hat die Familie denn auch mehr Potential für Komplexität, als einzelne ihrer Mitglieder, insbesondere die Kinder, die Alten und vielleicht auch die Frauen, für sich allein haben könnten.

    Diese Art Rollendifferenzierung läßt es jedoch nicht zu, religiöse, politische, wirtschaftliche und kulturelle Funktionen rollenmäßig zu trennen.[6] Deren Unterschiedlichkeit bleibt in der Rollenstruktur unberücksichtigt und ist daher auch für die Beteiligten nicht zu erkennen. Soweit sich eine Statusordnung ausbildet, versteht es sich von selbst, daß die Prominenzrolle des Familienoberhauptes für alle diese Funktionen tonangebend ist. Es hat daher wenig Sinn, in einer solchen Gesellschaftsordnung religiöse, politische, wirtschaftliche und kulturelle Teilsysteme zu unterscheiden.[7] Und insofern sind und bleiben die Familie und die stammesmäßige Gesellschaft in der Tat funktional-diffus strukturiert.

    Dazu kommt, daß die besondere Logik und Entwicklungsgesetzlichkeit reiner Verwandtschaftssysteme den Erfordernissen sozialen Zusammenlebens und gemeinsamen Daseinskampfes nicht in jeder Hinsicht angemessen ist. Entweder zwingen Natur und technisch-kultureller Entwicklungsstand zum Zusammenleben in sehr kleinen Gruppen. Die Ureinwohner Australiens, Buschmänner und Eskimos sind dafür Beispiele.[8] Dann reicht die Verwandtschaft, und erst recht die angeheiratete Verwandtschaft, über die größtmögliche politisch-wirtschaftliche Ordnung des Zusammenlebens hinaus.[9] Es muß ein Prinzip territorialer Abgrenzung hinzukommen, das gegenüber weiteren Stammesbeziehungen die engere, autarke Einheit durch ihr Gebiet definiert.[10] Oder die Bedingungen erlauben ein Zusammenleben größerer Gruppen, die aus einer Vielzahl von Familien bestehen, die sich aus gemeinsamer Abstammung herleiten (segmentierte Differenzierung). Dann tauchen neuartige Entscheidungsprobleme auf, die nicht mehr in der Familie gelöst werden können. Sie mögen zunächst in gelegentlichem Zusammentreffen der Familienoberhäupter erörtert und entschieden werden.[11] Zu Entscheidungen kann es nur kommen, wenn aufgrund von generationsmäßigen, militärischen, wirtschaftlichen oder religiösen Statusdifferenzen in einer an sich egalitären Ordnung genug Führungspotential vorhanden ist,[12] und das heißt, daß auf dieser Ebene der sozialen Organisation die Politik von anderen Rollenbereichen der Gesellschaft nicht getrennt, politische Herrschaft nicht als solche stabilisiert werden kann.[13] Überhaupt läßt sich in machtlosen Nebenrollen und unter Einigungszwang der Entscheidungsbedarf bei anspruchsvolleren Anforderungen schließlich nicht mehr decken. Das Potential eines solchen Systems für Erfassung und Reduktion von Komplexität ist durch die interne Struktur begrenzt und reicht nicht mehr aus. Es kommt durch interne Rangkämpfe, kriegerische Überlagerungen, Nachahmung fremder Muster oder auf welche Weise immer zu einer vertikalen Ausdifferenzierung spezifischer Herrschaftsrollen und damit zur Ausbildung eines politischen Systems über den Familien.[14]

    Politische Herrschaft in diesem Sinne entsteht wohl zuerst, oder jedenfalls in breitem Umfange, in größeren Stämmen, die sich ihrer gemeinsamen Abstammung bewußt sind und die besonderen stammesinternen Verhaltensbindungen auf dieser Basis institutionalisieren können. Typisch wird sie erst möglich und zugleich notwendig, wenn die Wirtschaft durch Übergang zu Ackerbau und Viehzucht einen Entwicklungsstand erreicht hat, der Eigentum erforderlich macht und einen gewissen Wohlstand und zugleich einen gewissen Entscheidungsbedarf mit sich bringt.[15] Grundlage des Anspruchs auf besondere Rücksichtnahme, auf Einfügung in die gemeinsame Lebensordnung und auf Beachtung ihrer Gebote ist und bleibt zunächst die Verwandtschaft – und nicht etwa die bloße Tatsache räumlichen Zusammenlebens.[16] Typisch bildet sich dann eine institutionell gefestigte Gewohnheit, einer Familie des Stammes besondere Prominenz zuzuerkennen und ihr mit geregelter Nachfolge eine politische Führungsrolle zu übertragen.[17] Solche Systeme setzen jedoch, jedenfalls der Idee nach, Überschaubarkeit der Abstammungsverhältnisse voraus und sind dadurch größenmäßig begrenzt. Sie lassen sich durch Verschachtelung zu größeren Systemen mit entfernterer Verwandtschaft und sehr lockerem Zusammengehörigkeitsbewußtsein ohne zentrale Herrschaft ausbauen. Aber letztlich bildet die Verschmelzung von Verwandtschaftssystem und politischer Ordnung, das heißt die funktional-diffuse Struktur dieser Gesellschaften, eine Schranke der weiteren Entwicklung.[18] Wenn es infolge von Wanderungen oder Kriegen zu stammesmäßigen und kulturellen Überlagerungen kommt oder wenn Verteidigungsnotwendigkeiten, Bau und Unterhaltung von Bewässerungssystemen oder welche Gründe immer größere Zusammenschlüsse erforderlich machen, reicht der Sinn für verwandtschaftsmäßige Zusammengehörigkeit nicht mehr aus, um prominenten Status von Herrschaftsrollen und die Anerkennung bindender Entscheidungen zu gewährleisten. Es wird dann notwendig, politische Herrschaft unabhängig von Verwandtschaftsbeziehungen zu stabilisieren – ein wesentlicher Fortschritt im Sinne einer Entwicklung zu abstrakten Grundlagen sozialer Beziehungen, die zugleich eine komplexere Ordnung der Gesellschaft notwendig macht.

    Die Stabilisierung solcher Herrschaft erfolgt nach dem hierarchischen Modell: mit Hilfe der Vorstellung einer naturgegebenen Differenz von oben und unten. Dieses Modell muß, darauf ist man durch Southall[19] aufmerksam geworden, von der älteren Ranggliederung der segmentierten Verwandtschaftsgesellschaften unterschieden werden. Diese kannten nur einen »pyramidenhaften« Aufbau der einzelnen Verwandtschaftssegmente, indem sie zum Beispiel Häuptlingsfamilien der Dörfer, Clans oder Stämme hervorhoben. Dabei wurde jedoch auf jeder Ebene eine prinzipiell gleichartige Rolle wiederholt mit abnehmender Macht bei höherem Rang. In solch einer Ordnung konnte Rang nicht wirksam zur Erfüllung regulativer Bedürfnisse oder gar für adaptive oder innovative Bedürfnisse eingesetzt werden.

    Demgegenüber betont die hierarchische Ordnung die einheitliche und durchgehende Bedeutung einer funktionalen Differenzierung von oben und unten. Durch den Bildzwang dieses Schemas wird eine Vielzahl von sehr verschiedenen, zunächst gar nicht zusammengehörigen Strukturen zu einer einzigen, vertikalen Differenzierung verschmolzen: die Rollenunterscheidung, das Prestigegefälle, eine Aufgabenteilung, Weisungsbefugnis und Gehorsamspflicht von oben nach unten, aber nicht von unten nach oben (also Asymmetrie der Rollenbeziehung), situationsunabhängige Dauer und zahlreiche sekundäre Mechanismen wie Statussymbolik, unterschiedliche Kommunikationsweisen oder gar unterschiedliche Sprachen für den Verkehr mit Gleichgestellten bzw. Höhergestellten und unterschiedliche Freiheiten im Verhältnis zu Religion und Recht. Diese Synthese sehr verschiedener Verhaltensaspekte zu einem konsistenten Ordnungsschema, in dem ein Moment das andere stützt, wäre für einfacher organisierte Völkerschaften nicht vorstellbar gewesen; der Zusammenhang hätte nicht eingeleuchtet.[20] Jetzt vermag sie als natürlich-selbstverständlicher Unterschied von oben nach unten zu überzeugen. Die Hinnahme politischer Herrschaft aufgrund von Gewohnheit oder Vertrauen, Fatalismus oder Legitimitätsglaube wird von verwandtschaftlichen Bindungen unabhängig, also genereller stabilisiert. Damit ist durch Generalisierung eines Sinnbezuges von Verhaltenserwartungen ein definitiver Entwicklungsfortschritt erreicht.[21] Gesellschaften, die über eine permanente, nicht nur in Notfällen zu improvisierende und nicht an Verwandtschaft gebundene Herrschaftsstruktur verfügen, erweisen sich als anderen normalerweise überlegen. Ihre Struktur bleibt, von vollständigen Katastrophen abgesehen, erhalten, auch wenn sie besiegt und unterjocht werden, weil sich andere soziale Mechanismen, vor allem Religion, militärische Organisation und Wirtschaft auf Herrschaft eingestellt haben und sie stabilisieren dadurch, daß sie sie voraussetzen.

    Angesichts der Bedeutung des Hierarchiegedankens und angesichts seiner Nachwirkungen bis in heutige Auffassungen von Staat und Gesellschaft hinein lohnt es sich, diesen Erfolg systemtheoretisch etwas genauer zu analysieren. Dabei stößt man auf zwei zusammenhängende Momente, die wir als Mehrstufigkeit und als strukturelle Unbestimmtheit systeminterner Prozesse bezeichnen können. Auf die Vorteile einer Mehrstufigkeit bzw. Indirektheit der Informationsverarbeitung waren wir bereits gestoßen, als wir die Problematik der Betreuung[22] spezieller Entscheidungsrollen mit bindenden Entscheidungskompetenzen besprachen. Eine solche Spezialisierung ist nur erreichbar, wenn die Spezialrollen im System generelle Unterstützung erfahren, das heißt ohne Rücksicht auf das Ergebnis einzelner Entscheidungsprozesse mit Mitteln und Legitimität ausgestattet werden. Die Zustimmung zur Entscheidung wird gleichsam pauschal vorweg erteilt und dann erst durch rollenspezifische Prozesse der Informationsverarbeitung fallweise sinnverdichtet. Die Komplexität der Umwelt wird so in zwei Schritten reduziert, die unter je anderen Motivationsstrukturen vollzogen werden, so daß insgesamt Entscheidungen erreichbar sind, die in einem Akt niemals hätten motiviert werden können. Gewonnen wird dadurch einmal eine beträchtliche Steigerung des Entscheidungstempos und damit Zeitgewinn für kritische Lagen, da in Herrschaftsrollen im Einzelfall ohne Einholung von Konsens gehandelt werden kann. Das ermöglicht es dem Sozialsystem, sich auch unter rasch wechselnden Bedingungen in einer fluktuierenden Umwelt zu erhalten, also eine zeitlich komplexe Umwelt zu haben. Zum anderen wird durch solche Herrschaftsrollen die Struktur des Systems an entscheidender Stelle unbestimmt stabilisiert. Es wird sichergestellt, daß entschieden werden kann, nicht aber was entschieden wird. Strukturelle Unbestimmtheit ist ein wesentliches Merkmal aller Systeme, die ein Mindestmaß an Eigenkomplexität überschreiten wollen. Sie müssen Koordinations- und Kontrollzentren als Zentralen für Unvorhergesehenes einrichten.[23] Auf diese Weise wird es dem System durch seine Struktur ermöglicht, elastisch zu sein, verschiedene Zustände anzunehmen, also mit mehr Umwelten vereinbar zu sein, und das heißt: eine sachlich komplexere Umwelt haben zu können.

    

    7. Kapitel 

Horizontale Ausdifferenzierung des politischen Systems: Funktionale Spezifizierung

    Was durch institutionelle Stabilisierung einer hierarchisch herausgehobenen Herrschaft über Familien und Stämme gewonnen wird, ist eine Steigerung der Fähigkeit, mit einer zeitlich und sachlich komplexen Umwelt ins reine zu kommen und ihr sinnvoll handelnd zu begegnen. Herrschaften dieser Art haben zum Beispiel in den asiatischen und afrikanischen Königtümern bis in die Neuzeit hinein bestanden. Daß es sich dabei um rein politische Herrschaften und damit um ein spezifisch politisches Teilsystem der Gesellschaft gehandelt hat, muß jedoch bezweifelt werden. Die hierarchische Heraushebung der Herrschaftsrollen bedeutet nicht zugleich auch eine funktionale Spezifizierung ihres Sinnes auf einen lediglich politischen Entscheidungsauftrag.[1] Im Gegenteil: Für das Gelingen jener Loslösung aus der Bindung an Verwandtschaftszusammenhänge ist vermutlich gerade entscheidend, daß eine solche Spezifizierung zunächst unterbleibt und das Herrschaftssystem den Charakter einer multifunktionalen Struktur bewahrt. Vertikale und horizontale Differenzierung der Gesellschaft hätten niemals zugleich in einem Schritt erreicht werden können. Magische Fähigkeiten und rituelle Funktionen in ihrer Unheimlichkeit und Unentbehrlichkeit ergeben wohl die ersten Verhaltenserwartungen, die Menschen oder spezifische Rollen aus den normalen Verwandtschaftsbindungen heraussetzen und gegen sie isolieren. Das befähigt zugleich zur Wahrnehmung unparteilicher politischer Funktionen.[2] Der Anknüpfungspunkt für eine vertikale Heraushebung politischer Ämter aus Verwandtschaftsbeziehungen ist jedenfalls durchweg mit magisch-religiösen Sanktionen verbunden. Dem entspricht ein gewisser Denkzwang der Hierarchievorstellung. Daß übergeordnete Rollen untergeordneten verantwortlich seien, wäre für alle einheitlich-hierarchisch strukturierten Sozialordnungen ein unvorstellbarer Gedanke, würde das doch den Unterschied von oben und unten aufheben und die Hierarchie durch ein gegenläufiges Prinzip kompromittieren. Die Spitze der Hierarchie kann nur nach oben, den Ahnen, Totengeistern oder Göttern gegenüber, verantwortlich gemacht werden (was nicht ausschließt, daß das Volk auf Zeichen der Ungnade des Himmels sehr drastisch reagiert).[3] Schließlich scheint auch für die innere Stabilität einer solchen Herrschaftsstruktur ihr multifunktionaler Charakter unentbehrlich zu sein. Die Prominenzrollen des Systems erstrecken sich dann nicht nur auf den politischen, sondern auch auf den militärischen, den religiösen, den wirtschaftlichen Sektor. Die Struktur ist durch Statuskongruenz gesichert; es gibt keinen Status, der außerhalb ihrer begründbar wäre, keine Gegenhierarchie, von der aus Zweifel am Vorrang erwachsen könnte.

    Ein weiteres Merkmal dieser einfachen, hierarchischen gesellschaftlich-politischen Ordnungen ist, daß der Familie erhebliche politische Funktionen verbleiben müssen. Die unter dem Gesichtspunkt der Herrschaft herausgehobenen politischen Rollen sind mit religiösen und militärischen Aufgaben oder mit reinen Selbsterhaltungs- und Bereicherungsbemühungen okkupiert. Sie sehen es nicht als ihre Aufgabe an, das tägliche Verhalten der Bevölkerung zu regulieren oder zu »entwickeln« – einer Bevölkerung, die in traditional fest geprägten Weisen ohne viele Alternativen und mit geringem Bedarf für Entscheidungen dahinlebt.

    Das Kommunikationspotential der politischen Ämter, vor allem ihrer Spitze, reicht im übrigen nicht aus und wird auch nicht eingesetzt, um den Bedarf für bindende Entscheidungen der in kleinen Gruppen zerstreut lebenden Bevölkerung zu decken. Die Dörfer liegen oft weitab vom Zentrum politischer Willensbildung und führen ihr Eigenleben, auch in politischer Hinsicht, relativ autark.[4] Die notwendigen Kleinentscheidungen zu treffen bleibt dem Hausherrn überlassen. Die interne Zwangs- und Entscheidungsgewalt des Familienvaters geht daher sehr weit und wird vom Recht des politischen Systems nur in groben, äußeren Umrissen erfaßt.[5] Die geringe Wirkungsintensität des politischen Systems nach unten macht es unnötig, in der gesamten Bevölkerung politische Rollen für jedermann auszusondern. Es gibt im Bewußtsein der Bevölkerung keine »Wähler«, keine politisch diskutierfähigen Meinungsinhaber, keine Parteianhänger, keine Benutzer öffentlicher Einrichtungen usw. Allenfalls in den Hauptstädten größerer Reiche verbreitert sich die gesellschaftliche Aussonderung eines politischen Systems in dieser Weise nach unten.

    Da das Verwandtschaftssystem an strukturell prominenter Stelle und auch politisch noch benötigt wird, daneben aber doch schon anders organisierte Herrschaftsbürokratien entstehen, sind Konflikte zwischen beiden Ordnungen unvermeidlich und prägen die Probleme dieses Gesellschaftszustandes. Nicht alle Gesellschaften bringen eine verhältnismäßig stabile Lösung zustande, wie sie etwa im chinesischen Reich und im Japan der Tokugawa-Zeit erreicht wurde.[6] Der Brennpunkt der Konflikte liegt einmal in den Nachfolgeproblemen der Herrscherfamilie, die sehr oft nur durch Tötung überzähliger Kandidaten gelöst werden können; zum anderen in der Lokalverwaltung, die der Hausbürokratie des Herrschers loyal ergeben sein sollte, zugleich aber am Ort ihrer Verwaltung verwandtschaftlichen Bindungen unterliegt.[7] Probleme dieser Art treten erst zurück, wenn das Verwandtschaftssystem seine die Sozialordnung tragende Funktion verliert und wenn das Herrschaftssystem auf rein politisch-administrative Funktionen spezialisiert und dadurch in seiner Leistungsfähigkeit gesteigert wird.

    Im Vergleich zu dieser einfachen, vertikalen Differenzierung kann das Potential des politischen Systems für Informationsverarbeitung und Entscheidung beträchtlich gesteigert werden, wenn es gelingt, den Institutionen und Prozessen des politischen Systems mehr entlastete Arbeitszeit, also größere Kapazität, zur Verfügung zu stellen. Dazu ist es erforderlich, daß eine größere Zahl von Rollen für spezifisch politisch-administrative Funktionen gesellschaftlich freigestellt und unterstützt wird und daß in diesen Rollen Informationen und Erfahrungen angesammelt und Geschicklichkeiten, Fähigkeiten und Vertrauen für ein Zusammenspiel ausgebildet werden können, die in der Gesellschaft nicht allgemein verbreitet sind und nicht von jedermann erwartet werden können. Wenn Politik und Verwaltung schließlich hauptberuflicher Arbeit überantwortet werden, können die entsprechenden Entscheidungsorgane kontinuierlich funktionieren, ohne daß zum Beispiel die Mitglieder der gesetzgebenden Versammlungen zwischendurch nach Hause müssen, um ihre Felder zu bestellen. Mit einer solchen Ausdifferenzierung spezifisch politischer oder bürokratischer Rollen ist ein Verlust jener Art impliziter sozialer Kontrolle verbunden, die über Rollenidentitäten oder personale Rollenzusammenhänge lief. Ein Politiker oder Bürokrat, der nicht mehr auf eigene andere Rollen in familiären, wirtschaftlichen, religiösen oder kulturellen Interaktionszusammenhängen Rücksicht zu nehmen hat, muß nun von außen, und das heißt an expliziten Kriterien oder Erfolgsbedingungen, kontrolliert werden. Ein Übergang von traditionalen zu rationalen Grundlagen der Legitimation bahnt sich an.

    Die Schwierigkeiten und das häufige Scheitern einer solchen Ausgliederung und Verselbständigung eines politischen Teilsystems der Gesellschaft sind in einer großangelegten Untersuchung von Eisenstadt behandelt worden.[8] Eisenstadt zeigt überzeugend, daß die Errichtung und Stabilisierung eines relativ autonomen, primär mit Politik und Verwaltung befaßten Teilsystems der Gesellschaft von angebbaren gesellschaftsstrukturellen Voraussetzungen abhängt. Vor allem müssen andere Teilbereiche der Gesellschaft entsprechend verselbständigt, spezifiziert und in ihrer Leistung gesteigert werden, kurz: in eine Form gebracht werden, die mit funktionaler Differenzierung der Gesellschaft vereinbar ist. Diese allgemeine Bedingung hat eine Vielzahl von Aspekten, von denen die wichtigsten wenigstens andeutungsweise skizziert werden müssen, damit die geschichtliche ebenso wie die strukturelle Problematik der Ausbildung neuzeitlicher Staatswesen verständlich wird:

    1. Die einzelnen Teilbereiche der Gesellschaft müssen in ihren Leistungen so gesteigert werden, daß sie ihre Funktionen reichlich erfüllen, daß sie – mit anderen Worten – strukturell und bedürfnismäßig nicht fest gebundene »Überschüsse« abwerfen, auf die andere Systeme zurückgreifen können, ohne strukturelle Komplikationen auszulösen.[9] Ganz allgemein muß in der Gesellschaft daher ein hoher Grad von Freiheit institutionalisiert sein im Sinne einer Möglichkeit zu nicht auf zwingende Bedürfnisse gerichtetem und nicht strukturell gebundenem Handeln, damit Teilsysteme sich aneinander anpassen können, ohne unter den Anforderungen dieses Vorgangs in ihrer Struktur zu zerbrechen.

    Bekannt und viel erörtert ist zum Beispiel die Tatsache, daß die Wirtschaft, soll ein bürokratisches Verwaltungssystem geschaffen werden, über genügend liquide, in der Verwendung jeweils nicht gebundene Mittel, also über Geldkapital, verfügen muß, die ihr entzogen werden können, ohne daß Not ausbricht.[10] Weniger geläufig ist die Einsicht, daß auch von der Familie eine Mehrleistung in spezifischen Hinsichten und mehr innere Elastizität erwartet wird, wenn die Verhaltensanforderungen in differenzierten Gesellschaften steigen. Sozialisierung, seelischer Belastungsausgleich, intensiverer Konsens für eine engere und dadurch handlungsnähere Welt[11] – das sind Beiträge der Familie, die auch das politische System der Gesellschaft voraussetzen muß, und diese Beiträge müssen relativ unabhängig davon erbracht werden, welche Entscheidungen im politischen System jeweils getroffen werden, zum Beispiel auch unabhängig davon, welche Partei die einzelnen Familienmitglieder wählen.[12] Eine solche Steigerung der Leistung und Autonomie der Familie wird erreicht durch Spezifizierung ihrer Funktionen und durch Generalisierung ihrer Struktur, vor allem durch Entlastung von zahlreichen anderen, zum Beispiel auch politischen Funktionen und durch Institutionalisierung der Liebe im Sinne einer individuellen, sozial nicht regulierbaren Passion als Ehegrundlage. Nach wie vor ist dann die Familie das Zentrum sozialer Kontrolle, weil nur in ihr alle sozialen Rollen des einzelnen zusammen sichtbar sind, aber die Kontrolle wird durch ein sehr diffuses Prinzip individueller Zuneigung vermittelt, so daß sie mit sehr unterschiedlichen und konfliktreichen Anforderungen einer stark differenzierten Gesellschaft vereinbar ist.
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